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Zur Haftsituation von Bernd Rößner 


Die Anwältinnen von Bernd Rößner, Inigo Schmitt-Rein- 
holtz und Anke Brenneke-Eggers, haben uns zur Veröf- 
fentlichung mitgeteilt, daß sie nach einem persönlichen 
Gespräch, das sie am 6.8.92 im Bundespräsidialamt hat- 
ten, davon ausgehen, daß Bernd vom Bundespräsidenten 
begnadigt werden und nach einem dreimonatigen Aufent- 
halt in der JVA Kassel II entlassen werden wird. Der Auf- 
enthalt in Kassel bedeutet keinerlei Einbindung in die So- 
zialtherapie dieser Anstalt. Bernd hat sich aufgrund des 
Gesprächs vom 6. 8.92 mit der Verlegung nach Kassel ein- 
verstanden erklärt. 





Bundesweites Treffen zur Situation 
von Bernd Rößner 


Am 22.8. findet in Kassel ein bundesweites Treffen statt. Un- 
sere weiteren Schritte in der aktuellen Situation von Bernd 
wollen wir im Zusammenhang mit der Freilassungsforderung 
für alle politischen Gefangenen diskutieren. 

Kassel, 22.8., 13 Uhr, im Umweltzentrum, Elfbuchenstr. 
18. Für Nachfragen steht am Donnerstag, den 20.8., ab 20 
Uhr ein telefonischer Kontakt im Umweltzentrum zur Verfü- 
gung: (0561) 775307. 


Appeli an die Bundesärztekammer 


Nachfolgenden Appell und die Pressemappe von der Presse- 
konferenz der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte am 
16. 6.92 (speziell den Appell zu Bernd Rößner) haben zwei 
Genossinnen am 31.7. an die Sekretärin des Präsidenten der 
Bundesärztekammer Karsten Vilmar übergeben. 

Wir, die unterzeichnenden Ärzte aus Kölner Krankenhäusern 

und Praxen, unterstützen den Appell zur sofortigen Freilas- 

sung Bernd Rößners, der an schweren, haftbedingten, ge- 
sundheitlichen Schäden leidet und dadurch schon seit Mona- 
ten haftunfähig ist. 

— Wir fordern die Bundesärztekammer als politisches Ver- 
tretungsorgan der Deutschen Arzteschaft zur sofortigen 
Stellungnahme und zum Protest gegen diese menschenun- 
würdigen Verhältnisse auf. 

— Ermöglichen Sie auch innerhalb der Ärzteschaft eine Dis- 
kussion zu diesem Thema, z.B. im Deutschen Ärzteblatt 
oder aufdem Deutschen Ärztetag. 

Stehen Sie zu Ihrer Verantwortung als Ärzte und Politi- 
ker! 

— Wir fordern das Recht auf eine qualifizierte ärztliche Ver- 
sorgung für alle Menschen, insbesondere die Möglichkeit 
der freien Arztwahl (ein jedem zustehendes Menschen- 
recht) und sofortige Entlassung aller haftunfähigen Gefan- 
genen! | 

Köln, den 30.7. 92 


Aus dem Inhalt: 


— Zur Frage von „‚Geheimverhandlungen“ 

— Gedanken für die Diskussion von Gabi Hanka und Sigrid 
Happe, Gefangene aus dem Widerstand 

— Hungerstreik in Bielefeld gegen Isolationshaft 





Erstunterzeichner: Hans-Helmut Brill (Kinderarzt), Christian Döring (Arzt 
im Kinderkrankerhaus), Hans-Martin Schäfer (niedergelassener Praktischer 
Arzi), Ardalan Schamlu (niedergelassener Praktischer Arzt) 


Nachdem der Appell der Verteidiger und der Verteidigerin 
zu Bernd Rößner veröffentlicht wurde, schrieben zahlrei- 
che Menschen und Gruppen an das Bundespräsidialamt 
mit der Forderung, daß Bernd endlich freikommen soll. 
Aus diesem sehr breiten gesellschaftlichen Spektrum, das 
weit in die liberale Öffentlichkeit reicht, haben wir einen 
der Briefe für den Abdruck im Info erhalten und dokumen- 
tieren ihn nachfolgend. 


„ich bitte Sie, Ihre Möglichkeiten zu nutzen 
und mitzuwirken, daß dem Gefangenen 
nicht der letzte Rest an Würde genommen wird“ 


1. Juli 1992 

Betrifft: Begnadigung bzw. Entlassung von Herrn Bernd Röß- 
ner 
Sehr geehrter Herr Dr. von Weizsäcker, sehr geehrter Herr 
Bundespräsident! 
Seit Februar 1979 habe ich Menschen, die wegen Terons: 
mus verurteilt wurden, auf ihren Wegen begleitet. Ich war 
und bin im Gespräch mit Gefangenen und ihren Angehörigen. 
Ich bin immer wieder dafür eingetreten, den Gefangenen ge- 
genüber Menschlichkeit walten zu lassen. Als Seelsorger im 
Strafvollzug von März 1973 bis Mai 1990 habe ich die Erfah- 
rung gemacht, daß Härte der falsche Weg ist. Eindringlich 
habe ich plädiert für ein anderes Verhalten gegenüber RAF- 
Häftlingen. Von meiner Seite aus habe ich bei Einzelgesprä- 
chen und bei der Diskussion einen Arbeitsstil praktiziert, des- 
sen Grundpfeiler Offenheit und Unvoreingenommenheit ist, 
wodurch der Gefangene das Angebot auch als eine Chance se- 
hen und Vertrauen entwickeln kann. Konsequent Vertrauen 
schenken, ohne versteckte und klammheimliche Zielsetzun- 
gen, wie beispielsweise Umkrempeln-Wollen, Bekehrungs- 
versuche oder ähnliches, sind aus meiner Sicht eine wesentli- 
che Voraussetzung für einen echten Dialog mit Gefangenen. 

Seit Oktober 1991 bin ich auch Vorstandsmitglied des Ko- 
mitees für Grundrechte und Demokratie e. V. und arbeite in 
dessen Projektgruppe ‚Wider die lebenslange Freiheitsstra- 
fe“ mit. Das Komitee für Grundrechte und Demokratie hat 
nie Zweifel daran gelassen, daß die Gesellschaft sich vor Ter- 
rorismus schützen muß. Genauso wenig lassen wir Zweifel 
daran, daß Menschenrechte auch für Gefangene gelten. Das 
Komitee für Grundrechte und Demokratie e.V. tritt gemäß 
seinen Zielen dafür ein, die Grundrechte unverkürzt zu erhal- 
ten und zu verwirklichen. Das entspricht voll und ganz meiner 
theologischen und christlichen Überzeugung als Seelsorger. 

Der ‚Versöhnungsvorschlag‘‘ des damaligen Bundesju- 
stizministers Klaus Kinkel und der RAF-Brief vom 10. April 
1992 bieten eine so noch nicht dagewesene Möglichkeit, We- 


ge aus dem ‚‚Gewalt-System‘‘ zu finden. Der RAF-Brief, den 
ich sehr sorgfältig studiert habe, bringt wichtige Erkenntnisse 
und Einsichten zum Ausdruck. Ich zweifle aufgrund meiner 
- Erfahrung und der vielen Gespräche, die ich bereits geführt 
habe, nicht daran, daß die RAF-Gefangenen keine Gewalt 
mehr anwenden wollen. 

Mit diesem Brief an Sie, verehrter Herr Bundespräsident, 
den ich sinngemäß auch an die Frau Bundesjustizministerin 
Sabine Leutheusser-Schnarrenberger schreibe, verwende ich 
mich heute — auch namens des Komitees für Grundrechte und 
Demokratie — ganz besonders für den RAF-Gefangenen 
Bernd Rößner. Herr Rößner wurde im April 1975 verletzt 
festgenommen und ist seitdem in Haft. Das sind nun mehr als 
17 Jahre. Die Jahre der Isolation, er hat 10 Jahre in Isolations- 
haft verbracht, und ich weiß, was das bedeutet, die neun Hun- 
gerstreiks und sein Durst- und Schmutzstreik haben ihn kör- 


perlich und seelisch gezeichnet. Als ehemaliger Gefängnis- 


seelsorger sind mir die psychischen Beschwerden als Folgen 
der Haft sehr wohl bekannt. Hinzu kommt die fast unerträgli- 
che Situation, für seine Zukunft keine Perspektive entwickeln 
zu können. Meine langjährige Erfahrung hat mir deutlich ge- 
macht, daß die ‚‚Rechtsregeln‘‘, mit denen die Gefangenen im 
Strafvollzug leben müssen, nicht dazu beitragen, ihr Leben 
positiv einzurichten, und auch keine Hilfe sind bei der Ver- 
besserung der zwischenmenschlichen Kontakte, die für ein 
sinnvolles und somit für ein straffreies Leben erforderlich 
sind. 

Ich habe lernen müssen, daß in unserem Strafrechtssystem 
etwas Wesentliches falsch ist, weil es bei der Strafe immer um 
Zufügung von Leid geht. Es besteht leider in der Tradition un- 
serer Kultur die Auffassung, daß das Leid, das viele Men- 
schen erfahren, ihre Seele läutere und heilsam sei für die 
schmerzliche Gesundung der Persönlichkeit. Es ist aber nur 
eine Theorie, die Wirklichkeit ist eine andere. Kardinal Carlo 
M. Martini, Erzbischof von Mailand, sagt dazu: „Einen Be- 
schuldigten leiden zu lassen, auch durch legale Methoden, ist 
kein soziales Mittel der Abschreckung. Wir haben es nicht nö- 
tig, alternative Wege der Bestrafung zu suchen, sondern Al- 
ternativen zur Bestrafung.“ Mir erscheint die Zeit für gekom- 
men, Neues zu erproben, und mir erscheint es mehr als sinn- 
voll, den Begriff Versöhnung bewußt aufzugreifen im Sinne 
jener Anderung, die Unfrieden, Feindschaft, Entzweiung, 
Entfremdung überwindet. 

Sie, sehr geehrter Herr Bundespräsident, haben in der Ver- 
gangenheit schon mehrere Zeichen der Versöhnung gesetzt, 
die für das gesellschaftliche Zusammenleben von großer 
Wichtigkeit gewesen sind und immer noch sind. Die Begnadi- 
gung von Bernd Rößner könnte erneut zu Dialog und zu ge- 
waltfreier Konfliktlösung beitragen. Sie wäre vor allem auch 
ein Zeichen der Humanität und Souveränität und würde die 
längst fällige Konsequenz aus dem extrem schlechten Ge- 
sundheitszustand, in dem sich Herr Rößner seit Jahren befin- 
det, ziehen. Ich bitte Sie, Ihre Möglichkeiten zu nutzen und 
mitzuwirken, daß dem Gefangenen nicht der letzte Rest an 
Würde genommen wird. 

Vielen Dank und freundliche Grüße 
Ihr Hubertus Janssen, Pfarrer und Vorstandsmitglied des 
Komitees für Grundrechte und Demokratie 


Zur Frage von „Geheimverhandlungen“ 


Seit längerem kursieren Gerüchte über ‚Geheimverhandlun- 
gen‘. Genährt wurden sie insbesondere durch die Existenz 
eines Protokolls über ein angeblich geheimes Treffen von 
Angehörigen, ehemaligen Gefangenen und der Gegenseite, 
sprich: Kinkel, der damals (Mai ’92). noch Justizminister 
war, an der Evangelischen Akademie in Tutzing. Wir können 
an dieser Stelle heute den Ursachen für derartige Gerüchte 
umfassend nicht auf den Grund gehen. Das wäre, so meinen 
wir, auch die Sache derer, die den Verdacht hegen, es könne 
im klassischen Sinne des Wortes „Geheimverhandlungen“ 
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zwischen den Gefangenen oder sogar der RAF und dem Staat 
geben. Was wir jedoch können, ist, das Gerücht um Tutzing 
aufzuklären. Siehe hierzu übrigens auch das Gespräche zwi- 
schen Gisela Dutzi und Mathias Meyers in der letzten Clock- 
work 129°. Gisel erklärt dort: 

„es sind ja verschiedene ebenen, auf denen schritte zur frei- 
heit gelaufen sind. wir hatten was gesagt zur entwicklung hier 
draußen. die andere ebene sind die initiativen, die es von drin- 
nen, von den gefangenen gab. 

um die situation einzuschätzen, wo wir jetzt angekommen 
sind, ist es notwendig, dastransparent zu machen. 

es gab anfang mai verschiedene initiativen zum staat hin. 
das waren gespräche, deren sinn darin bestand, die position 
der gefangenen deutlich zu machen. es gab z.b. eine delega- 
tion von anwälten, angehörigen und ehemaligen gefangenen 
zu einer tagung anfang mai in tutzing. das ist eine evangeli- 
sche akademie, und die bedeutung der treffen, die dort veran- 
staltet werden, ist eigentlich sehr klar — es geht da um eine 
befriedung, um ‚lösung‘ von konflikten und problemen im 
sinne des staates. es gab von uns die überlegung, das terrain in 
diesem fall nicht ihnen zu überlassen, die möglichkeit zu nut- 
zen, den vertretern vom staat und den reformistischen grup- 
pen deutlich zu machen, daß die gefangenen sich nicht auf- 
spalten lassen, daß es keine individuellen lösungen gibt, daß 
es ein politischer konflikt war und ist und daß deshalb auch die 
frage der freiheit politisch, d.h. für alle, behandelt werden 
muß. : 

die vorstellungen der gefangenen bestehen darin, daß in 
einem absehbaren zeitraum von zwei, drei jahren die freilas- 
sung erfolgen muß, daß zuerst die haftunfähigen raus müssen, 
vor allem bernd rößner, daß es keine schritte der anderen ge- 
fangenen — anträge zur freilassung gibt —, bevor bernd nicht 
draußen ist, daß die gefangenen gesprächsmöglichkeiten un- 
tereinander.brauchen. | 

es ging um die darstellung der position der gefangenen, ihre 
vorstellungen der konkreten schritte zur freiheit, aber auch 
darum, die reaktionen mitzukriegen, um so die eigene ein- 
schätzung präzisieren zu können.“ 

Rosita Timm, die nach Absprache mit den Celler Gefange- 
nen an diesem Treffen teilgenommen hat, legte die Gründe 
hierfür und den Verlauf auf einer Versammlung in Hamburg 
dar.: Im folgenden drucken wir eine Zusammenfassung des- 
sen, was dazu gesagt wurde, ab. 


Rosita Timm besucht seit längerem die Gefangenen in Lübeck 
(Irmgard Möller, Gabi Rollnik, Hanna Krabbe, Christine 
Kuby) und Celle (Karl-Heinz Dellwo, Lutz Taufer, Knut Fol- 
kerts). Klaus Jünschke hatte sich an die Gefangenen Lutz Tau- 
fer und Hanna Krabbe gewandt, weil an der Evangelischen 
Akademie in Tutzing wieder einmal eine Diskussion in und 
vor erlauchtem Kreis zum Thema ‚‚Gefangene‘‘ stattfinden 
sollte. Als ‚„‚VertreterInnen‘“ der Gefangeneninteressen soll- 
ten er selbst und Antje Vollmer (!!) daran teilnehmen. 1989 
während des Hungerstreiks hatte es bereits einen ähnlichen 
exklusiven Meinungsaustausch unter der Ägide des Leiters 
der Akademie, Hanusch, gegeben. Damals hatten sich die Ge- 
fangenen, deren Angehörige und Freundinnen jedoch noch 
strikt geweigert, teilzunehmen. Der Grund: Die Akademie in 
Tutzing war und ist bekannt für ihre staatstragenden Initiati- 
ven, es bestand und besteht immer die Gefahr, daß die einge- 
ladenen Betroffenen im Sinn integrativer Systempolitik aus- 
gebeutet werden. Deshalb war es auch in den Kreisen radika- 
ler Politik (das betrifft nicht nur das Thema „Gefangene‘‘, 
sondern auch solche wie ‚„‚Atomenergie‘‘ und andere gesell- 
schaftlich stark umstrittene Bereiche) ein Tabu, an solchen 
Diskussionen in Tutzing vor ausgewählten JournalistInnen 
und StaatsvertreterInnen teilzunehmen. Wäre jetzt, Mai ’92, 
die Initiative, dennoch daran teilzunehmen, nicht von den Ge- 
fangenen selbst ausgegangen, niemandem wäre der Gedanke 
gekommen. Die Gefangenen aber drängten (insbesondere die ® 
Celler), und auf einem AnwältlInnentreffen wurde noch ein- 


mal die Meinung der Gefangenen zusammengetragen, die 
hierzu befragt worden waren. Diese hatten aufgrund der An- 
gaben ihrer AnwältInnen eine Teilnahme befürwortet. Die 
Vorbereitung zu Tutzing lief dennoch recht schleppend, weil 
die meisten „‚draußen‘“ eben keine große Lust auf Tutzing hat- 
ten. So wurde denn erst auf den allerletzten Drücker telefo- 
nisch eine Teilnahme zugesagt. 

Von GefangenenvertreterInnenseite nahmen daraufhin ein 
Ex-Gefangener, mehrere Angehörige, zwei Anwältinnen und 
vier Gefangenen-BesucherInnen teil. Ob zu dieser Diskussion 
Kinkel, wie vorgesehen, kommen würde, war bis zum Schluß 
allerdings nicht klar, weil es die letzte Woche für ihn als Ju- 
stizminister war. Ebenso war die Teilnahme seiner Nachfol- 
gerin offen. 

Auf seiten derer, die das ausgesprochene Mandat der Ge- 
fangenen besaßen, war es von Anbeginn klar, daß sich nicht 
auf eine „„Diskussion‘‘ eingelassen werden würde, sondern 
daß diese Gelegenheit ausschließlich dazu benutzt werden 
sollte, die Position der Gefangenen (und zwar en bloc) als zu- 
sammenhängende Erklärung abzugeben und dann die Arena 
wieder zu verlassen. Im Publikum saßen ‚‚JournalistInnen- 
Experten zum Thema T (wie ‚Terrorismus‘)‘‘, Vertreterin- 
nen von Bundesanwaltschaft und Verfassungsschutz sowie 
Länderstaatssekretäre aus den Justizministerien. Die Knast- 
pastoren hatten allesamt unter Hinweis darauf, daß eine Teil- 
nahme das Vertrauensverhältnis zu den Gefangenen stören 
würde, abgelehnt. Lediglich ein Studentenpfarrer und der 
Leiter der Evangelischen Knastseelsorge, Herr Seesemann, 
waren erschienen. 

Die Veranstaltung in Tutzing fand am 11. und 12. Mai 1992 
statt. Kinkel erschien nach der Kaffeepause, nachdem Antje 
Vollmer bereits ihr Referat gehalten und Jünschke etwas zu 
sich selbst gesagt hat, dann aber das Wort an die Delegation 
(wie sie sich selbst nannten) der GefangenenvertreterInnen 
abgab. Im Beisein von Kinkel legten diese dann die mit den 
Gefangenen abgesprochene Position dar. 

Die Erklärung von Irmgard Möller, die sie im Namen der 
Gefangenen im April abgegeben hatte, wurde von dem An- 
wait verlesen. Im Anschluß wurde deutlich gemacht, daß 
nach 22 Jahren Bekämpfung und Vernichtungspolitik gegen 
die Gefangenen mit der Entlassung der beiden haftunfähigen, 
die schon sehr lange krank sind, Günter Sonnenberg und 
Bernd Rößner, ein einschneidender Schritt notwendig ist. Die 
Gefangenen sind sich darin einig, daß keine Anträge auf Ent- 
lassung gestellt werden, solange Bernd und Günter in Haft 
sind. Für einen gründlichen, umfassenden Schritt in diese 
Richtung ist eine politische Entscheidung notwendig. Ver- 
weise auf juristische Schwierigkeiten sind unakzeptabel. 

Die Forderungen der Gefangenen sind: 

— sofortige Kommunikation untereinander 

— Aufhebung des Medienbeschlusses (Interviews überall mit 
Band ermöglichen) 

— sämtliche $ 129 a-Verfahren wegen des sog. illegalen Info- 
systems sind sofort einzustellen 

— bis zur Freiheit für alle bleibt die Zusammenlegung nach 
wie vor aktuelle Forderung 

— Einstellung aller neuen Ermittiungsverfahren, die nach den 
Aussagen der ehemaligen DDRler anstehen (wie gegen Chri- 
stian Klar) 

Zur Umsetzung der Forderung Freiheit für alle in einem 
überschaubaren Zeitraum setzen sich die Verantwortlichen 
mit den Gefangenen direkt in Verbindung, um die einzeinen 
Schritte zur Umsetzung der Forderung zu klären. 

Kinkel seinerseits ergriff dann das Wort und beschwerte 
sich als erstes über die ‚„unkooperativen Gefangenen‘‘, la- 
mentierte rum über seinen persönlichen Einsatz und wieviel 
Ungemach ihm das gebracht habe usw. Insgesamt reagierte er 
sehr verhalten und machte besonders bezüglich Bernd Rößner 
klar, daß es große Schwierigkeiten geben würde. 

Eine Teilnahme an den Veranstaltungen in Tutzing impli- 
ziert in der Regel eine Verpflichtung dem Veranstalter gegen- 


über, den Charakter der sog. Nicht-Öffentlichkeit zu akzep- 
tieren, d.h. außer den geladenen Gästen soll niemand darüber 
hinaus informiert werden. Für die GefangenenvertreterIn- 
nen-Delegation war von Anfang an klar, daß sie einer solchen 
„Abmachung‘ uneingeschränkt nicht zustimmen würden. 
Offensichtlich hat die Gegenseite sich an ihre selbstgemachte 
Beschränkung aber nicht gehalten; denn als sich Rosita in 
einer Pause einmal auf dem Gelände umsah, entdeckte sie in 
einem Nebenraum einen Monitor, dessen Kamera (versteckt 
selbstverständlich) auf die VeranstaltungsteilnehmerInnen 
und das, was sie von sich gaben, gerichtet war und alles (auf 
jeden Fali für eine Öffentlichkeit außerhalb der Veranstal- 
tung) aufzeichnete. Dem Leiter der Akademie, Dr. Greiner, 
war diese Entdeckung ausgesprochen peinlich. Er konnte sich 
das Ganze auch gar nicht erklären. Seien die Kameras norma- 
lerweise doch eigens dafür installiert, um den Parkplatz vorm 
Haus zu bewachen. 

Daß im Anschluß an Tutzing kein zusammenhängendes und 
vollständiges Protokoll mitsamt der Gründe, die zur Teilnah- 
me geführt hatten, veröffentlicht worden war, war eindeutig 
ein Fehler. Das inzwischen bereits an mehreren Stellen abge- 
druckte ‚Protokoll‘ ist unvollständig und sollte deshalb nicht 
weitergegeben werden — und nicht etwa deshalb, weil es sich 
in Tutzing um eine „Geheimverhandlung‘‘ gehandelt hätte. 
Was sich aus Tutzing noch ergeben hat, sind lediglich weitere 
Gesprächstermine mit den AnwältInnen und Angehörigen 
gewesen, in denen geklärt werden sollte, wer im Apparat 
nach dem Kinkel-Wechsel ins Außenministerium für die Ge- 
fangenenfrage (mit welcher Position) zuständig war und ist. 
Und diese Treffen fanden dann auch statt. 

Zwischen solchen Gesprächen und „Geheimverhandlun- 
gen“ besteht allerdings ein himmelweiter Unterschied. Ge- 
spräche, die mit den Justizministerien, der Bundesanwalt- 
schaft oder auch den Leitern der ‚„Justizvollzugsanstalten‘‘ 
von seiten der Rechtsanwältinnen, Angehörigen und Freun- 
dInnen permanent (überwiegend per Telefon) geführt werden 


müssen, als ‚Geheimverhandlungen‘“ zu bezeichnen, wäre 


ein Witz. 


„Geheimverhandlungen 
Gespräche, mit welchen Vertretern des Staates auch immer, 
haben keinen ‚Geheimverhandlungscharakter‘, wenn die all- 
gemein bekannten Positionen (Freilassung der Haftunfähi- 
gen, Freiheit für alle, Zusammenlegung usw.) vertreten wer- 
den. Werden diese ‚heimlich‘ verlassen, um zu dealen, oder 
wird mit den Staatsvertretern ganz im Vertrauen geplauscht, 
von Insider zu Insider, wären der Vorwurf und das Mißtrauen 
berechtigt. | 
Die Teilnahme an Veranstaltungen wie in Tutzing (von 
einigen als Tabubruch bezeichnet) und Gespräche von Ange- 
hörigen, AnwältInnen und FreundInnen der politischen Ge- 
fangenen mit den ‚Schweinen‘ kennzeichnen nicht nur, nicht 
einmal in erster Linie, die Schwäche der Linken. Noch Ende 
der 70er Jahre bis über die Mitte der 80er sollten die ‚Terror- 
anwälte‘ am liebsten eingeknastet werden, bis vor kurzem 
wurden sie und andere mit Ermittlungsverfahren überzogen. 
Es hat sich verändert: Die Freilassung von Bernd Rößner ist 
nicht nur eine Angelegenheit zwischen Staat und Opposition / 
Widerstand. Eine sensibilisierte Öffentlichkeit erlaubt den 
Herrschenden das Festhalten an einer Vernichtungsstrategie 
weniger als in der Vergangenheit‘ (Rosita) 


Mögliche Gründe für Gerüchteküche 

Wir denken, daß die Gerüchteküche über angebliche Geheim- 
verhandlungen eher dem Umstand geschuldet ist, daß bezüg- 
lich der Politik von Gefangenen und RAF noch viele Fragen 
offen sind, daß hier aufgrund ausgesprochener oder auch (was 
schlimmer ist) unausgesprochener Kritik an der ‚Neuen Poli- 
tik“ sich ein Unbehagen, das bis zur Kapitulationsvermutung 
und einem damit verbundenen tiefen Mißtrauen reicht, breit- 
gemacht hat. Das ungeschickte Vorgehen der TeilnehmerlIn- 
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nen nach der Tutzinger Veranstaltung hat hier Öl ins Feuer 
gegossen. Darüber hinaus bleibt offenbar für einige die Fra- 
ge, weshalb aus einem Boykott Tutzings nunmehr eine Doch- 
Teilnahme wurde, nach wie vor unbeantwortet. Auf der Ham- 
burger Versammlung wurden die Argumente 

— die Gefangenen wollten Antje Vollmer und Klaus Jünschke 
als angeblichem „linken Flügel der Gefangenenpolitik‘ nicht 
das Feld überlassen 

— das erste Mal die ultimative Forderung nach Freilassung 
der Haftunfähigen als Voraussetzung öffentlich erheben 

— der Eindruck vor allem der AnwältInnen, daß es innerhalb 
des Apparates Kräfte gibt, die Informationen unterdrücken 
und auf jeden Fall durch ihr Agieren die Freilassung verhin- 
‘ dern wollen 

von einigen als keineswegs ausreichende Begründung dafür 
akzeptiert. (d. Red.) 


Gedanken für die Diskussion 
von Gabi Hanka und Sigrid Happe 


— zu dem schritt der raf | 

— zu den politischen veränderungen ab mitte der 80er 

— zu uns, wie wir uns den politischen prozeß weiter vor- 
stellen, und zum kampf für unsere freiheit 


wir finden die entscheidung der raf, die aktionen auszusetzen, 
richtig, weil wir es auch so sehen, daß das rausfinden von neu- 
en befreiungsvorstellungen und strategien in einem offenen 
prozeß stattfinden muß. 

die diskussionen und praktischen schritte dafür können nun 
auf einer anderen ausgangslage entwickelt werden, und es ist 
für uns alle, die wir an dem ziel festhalten, weltweit ein men- 
schenwürdiges und selbstbestimmtes leben zu erkämpfen, 
eine anforderung, diesen prozeß in die hand zu nehmen. 

die entscheidung der raf ist eine konsequenz daraus, daß das 
festhalten an früheren bestimmungen und vorsiellungen we- 
der die internationalen und gesellschaftlichen veränderungen 
erfassen noch die eigenen grenzen, auf die unsere kämpfe in 
den letzten jahren gestoßen sind, überwinden konnte. 

an dem punkt stand es einfach schon länger, und das bloße 
weitermachen, um die bewaffnete aktion und damit ein be- 
stimmtes konfrontationsverhältnis aufrechtzuerhalten, hätte 
nichts mehr nach vorne bewegt. | 

das andere ist der unmittelbare zusammenhang zu uns ge- 
fangenen, und das nicht nur im verhältnis zum staat und dem 
jetzt hergestellten raum, mit dem unsere freiheit auf eine reale 
ebene gebracht wurde, sondern weil es auch für uns um etwas 
neues politisch geht und dafür andere voraussetzungen da 
sind. 

es muß eine bewegung werden — kampf um unsere freiheit 
—, diskussion um neubestimmung politischer vorstellungen 
und ziele aus der veränderten situation, das gehört für uns 
unmittelbar zusammen. wir fanden es völlig an der situation 
vorbei, wenn sich die diskussion jetzt an der politik der raf 
festklammern würde, sie hat eine ganz bestimmte und beson- 
dere rolle, das ganz sicher, und deswegen ist dieser schritt 
auch so wichtig, weil dadurch auch im verhältnis zur linken 
und zu gesellschaftlichen gruppen ein offener raum vorhan- 
den ist. 


die tatsache, daß die letzten jahre keine politisch relevante 
kraft da war, die einfluß und wirkung auf die entwicklung er- 
zielen konnte, das betrifft nicht nur die raf oder revolutionäre 
politik alleine, denn es ist ja politisch überhaupt nichts hoch- 
gekommen, also so, daß man von einer linken bewegung re- 
den könnte. | 

damit muß sich jede/r auseinandersetzen, egal in welchem 
zusammenhang der eigene kampf stand ; vereinzelte gruppen 
überall, das gab es, und eine konservative linke, die noch nie 
zu mehr bereit war, als zu kommentieren ohne eigene praxis, 
und viele menschen, die sich mit der realität nicht länger ab- 
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finden wollen. 

wir machen uns keine illusionen, es war die ganzen jahre 
über so, daß es nur wenige menschen gab, die wirklich ver- 
sucht haben, die verantwortung für die politische entwicklung 
zu übernehmen, und uns ist klar, daß sich das nicht von heute 
auf morgen verändern wird, aber wir hoffen es sehr, daß in 
den auseinandersetzungen jetzt eine dynamik entsteht, die es 
viel mehr menschen ermöglicht, sich zu beteiligen. _ 


wir haben beim schreiben gemerkt, daß es schwierig ist, all- 
gemein darüber zu reden, was dieser schritt der raf für uns be- 
deutet, weil wir aus unserer geschichte einen anderen bezug 
— nämlich den, daß wir hier zusammen kämpfen für die glei- 
chen ziele — zu ihrem kampf haben als menschen, die heute 


‚oder in den letzten drei, vier jahren angefangen haben, sich zu 


organisieren, und erst recht gegenüber denjenigen, die den 
politischen zusammenhang zur raf nie gewollt haben. 

wir kommen aus widerstandsbewegungen anfang der 80er 
jahre und haben uns ziemlich bald nach unseren ersten erfah- 
tungen im widerstand gegen diesen staat bzw. gegen konkrete 
projekte dieses staates angefangen, mit der politik der raf aus- 
einanderzusetzen. das war für uns selbstverständlich in der 
suche danach, wie unser widerstand effektiver werden kann, 
zu schauen, welche kämpfe gibt es, was verbindet uns mit 
ihnen, genauso wie uns die befreiungskämpfe aus anderen 
ländern wichtig wurden. 

das war ein prozeß, eine entwicklung, in der uns immer kla- 
rer wurde, daß es um mehr gehen muß, als einzelne projekte 
verhindern zu wollen, sondern daß es die ganze struktur des 
kapitalistischen systems ist, die im wege steht, wenn uns 
wirklich ernst damit ist, für eine gesellschaft zu kämpfen, die 
sich an .lebensinteressen und bedürfnissen der menschen 
orientiert. 

das hieß für uns die entscheidung für revolutionäre politik 
und nicht z.b. zu den grünen zu gehen, wie es damals auch 
noch viele gemacht haben, mit denen wir eine gemeinsame 
geschichte hatten, oder sich ganz ins privatleben zurückzuzie- 
hen, ‚weil man sowieso nichts ausrichten kann“. 

unsere entscheidung hing auch damit zusammen, daß in un- 
seren erfahrungen eine radikalisierung gelaufen ist — wir hat- 
ten es satt, ständig schläge von der staatsmacht einzustecken, 
uns hilflos wegtragen zu lassen oder zusammenzuknüppeln 
und zu sehen, daß es scheißegal ist, wieviele menschen an den 
friedensdemos beteiligt waren, gegen atomkraft auf die straße 
gegangen sind, volksbegehren wie gegen die startbahn 18 
west unterzeichnet hatten, und daß der staat keine andere ant- 
wort hatte als repression und weiterhin knallhart seine kapital- 
interessen durchzuziehen. | 

der konsequente kampf der raf, die vorstellung, die front in 
den metropolen als teil des internationalen befreiungskampfes 
aufzubauen, hat uns angezogen und war orientierung für un- 
seren eigenen prozeß. in dem zusammenhang haben wir ver- 
sucht, unsere praktischen schritte zu bestimmen, auch immer 
in dem bewußtsein, daß unser kampf hier eine besondere be- 
deutung hat, weil wir in einem der kernstaaten leben, von dem 
aus weltweit die ausbeutung und herrschaft diktiert wird. | 

es gab in diesen jahren verschiedene kampfphasen, deren 
konkrete bestimmung und erreichte wirkung sicherlich wich- 
tig ist, genauer zu analysieren, aber wir wollen uns jetzt vor 
allem auf die momente konzentrieren, an denen sich für uns 
verdeutlicht, welche konsequenzen heute gezogen werden 
müssen. | | 

wir setzen uns länger damit auseinander, daß es auch von 
uns aus, dem revolutionären widerstand, radikale verände- 
rungen unserer politikvorstellungen und dem, wie wir heute 
an die realität rangehen müssen, braucht. 

ein wichtiger abschnitt dafür war, daß wir uns die ganze 
umbruchsituation mitte der 80er jahre, und wie wir selbst dar- 
in waren, ranholen, weil wir in der situation die internationa- 
len und gesellschaftlichen veränderungen nur sehr begrenzt 
wahrgenommen und dementsprechend wenig in unsere politi- 


sche arbeit einbezogen haben. 

‚abgesehen von unserer engen sichtweise war die dimension 
davon, wohin das führen wird, von der wiedervereinigung bis 
zum totalen zusammenbruch der su, für niemanden absehbar. 
bis zu einem bestimmten zeitpunkt war es auch noch offen, 
welche richtung stärker sein wird und sich durchsetzt; also 
z.b. als gorbatschow mit seinem vorschlag der abrüstung 
aller atomwaffen kam, einseitig anfing und die notwendigkeit 
der lösung globaler probleme ins zentrum gegen die ost-west- 
konfrontation stellen wollte — hätte die geschichte auch an- 
ders verlaufen können, wenn die imperialistischen staaten in- 
ternational wie im landesinneren weiter mit massivem druck 
konfrontiert worden wären. oder vorher die initiative von fi- 
del castro für eine lösung der schuldenkrise, da haben reale 
möglichkeiten dringesteckt, aber auch das ist nicht durchge- 
kommen bzw. nicht einmal richtig angekommen, daß es darin 
auch um unsere perspektive, weil weltperspektive geht. 

die imperialistischen staaten haben sich auf nichts eingelas- 
sen, sondern im gegenteil die lage genutzt, ihre position wei- 
ter zu stärken, und daß das möglich war, lag auch mit daran, 
wie wenig solche initiativen von hier unterstützt worden sind 
und eigene vorstellungen entwickelt waren. 

stattdessen wurde die abhängigkeit der länder im süden 
vom weltmarkt immer stärker, die lebensbedingungen überall 
immer schlechter, und die länder im osten steuerten auf den 
wirtschaftlichen bankrott zu. 

durch den strategischen rückzug der su wurde dem imperia- 
lismus tür und tor geöffnet, über wirtschaftliche und militäri- 
sche macht die globale entwicklung in noch größerem ausmaß 
zu diktieren. 

die ganze kräftekonstellation veränderte sich total, und das 
hatte natürlich auch für uns konsequenzen, weil es bis dahin 
global zwei entwicklungsrichtungen gab, innerhalb der die su 
durch ihre position ein zentraler faktor war, materiell und po- 
litisch, das fällt jetzt weg. 

das bedeutet auch, daß durch diese zusammenbrüche in den 
letzten jahren die vorstellung vom internationalen befreiungs- 
kampf, die ihren bezug und ihre wurzeln aus dem ganzen hi- 
storischen zusammenhang — oktoberrevolution, befreiung 
vom kolonialismus, kuba, vietnam, bewaffnete kämpfe in den 
metropolen — hatte, endgültig abgeschnitten wurde. 


wir kamen zwar nicht mehr direkt aus dieser entwicklung ’78 
des offensiven aufbruchs der kämpfe gegen den imperialis- 
mus auf allen kontinenten, denn als wir anfingen, war das 
kräfteverhältnis schon festgefressen, und die imperialisti- 
schen staaten, allen voran die usa, weiteten ihre ganzen auf- 
standsbekämpfungsprogramme auf allen ebenen aus, gegen 
die befreiten länder und befreiungskämpfe weltweit — coun- 
terinsurgency, contrakriegsführung, direkte militärische in- 
terventionen wie in grenada, und westeuropa wurde militä- 
risch aufgerüstet — aber trotzdem war auch für uns mit dieser 
bewegung der internationalen befreiungsoffensive und darin 
die metropolenfront die vorstellung von perspektive verbun- 
den. 

das muß heute alles völlig neu entwickelt werden, weil es 
diesen rahmen, in dem sich die kämpfe weltweit bewegt ha- 
ben, ob bewußt oder unbewußt, nicht mehr gibt. 

deswegen finden wir es auch nicht richtig, wenn gesagt 
wird, daß „unser herz noch nie an der su gehangen hat‘‘, weil 
es um den ganzen prozeß, die ganze entwicklung geht, in der 
ein materielles gegengewicht zum kapitalismus existiert hat, 
und nicht nur darum, daß staatssozialismus noch nie unser ziel 
war. 

warum dieser historische abschnitt weggebrochen ist, kann 
weder allein an äußeren noch allein an inneren ursachen be- 
antwortet werden, dazu ist diese entwicklung viel zu kom- 
plex. wir finden das eine genauso falsch wie das andere, weil 
es immer eine dialektik im verlauf der geschichte gibt, nicht 
als etwas zwangsläufiges oder automatisches, sondern beste- 
hend aus verschiedenen einflüssen, und darin liegt natürlich 


auch unsere verantwortung. | 

wenn wir jetzt sagen, wir konnten nicht und haben es nicht 
geschafft zu verhindern, daß sich die reaktionäre marschrich- 
tung durchgesetzt hat, dann sind das mehrere faktoren, die 
eine rolle gespielt haben, vom globalen kräfteverhältnis bis zu 
inneren grenzen der politischen bewegungen. 

da gehört z.b. auch zu, daß in den 80er jahren klar wurde, 
daß eine nationale befreiung wie in nicaragua nicht mehr lau- 
fen wird, ohne daß die ganze us-kriegsmaschinerie aufmar- 
schiert. 


der preis, den die imperialistischen staaten bereit waren ein- 
zusetzen, um jede unabhängige entwicklung zu verhindern, 
wurde immer höher und dadurch die ganze situation immer 
schärfer und zugespitzter. 
heute ist das ganze noch eine stufe weiter, wie am golfkrieg 
sichtbar wurde, da ging es nicht mal um grundsätzlich unter- 
schiedliche interessen oder den widerspruch zwischen kapita- 
lismus und sozialismus, sondern einzig und allein darum, daß 
sich niemand der diktion ihrer bedingungen entziehen soll. 

das ist das niveau, auf dem weltweit die auseinandersetzun- 
gen stattfinden. 

in diesen jahren, mitte bis ende der 80er, da kam einfach 
unheimlich viel zusammen, und wir können und wollen nicht 
unsere geschichte losgelöst von der gesamtentwicklung be- 
trachten und uns alles, was versäumt oder nicht erreicht wur- 
de, als unsere subjektive niederlage reinziehen. das hat uns 
noch nie viel weitergeholfen, die dinge klarer zu sehen, son- 
dern eher die entpolitisierung tiefer getrieben, und das ist si- 
cher das letzte, was wir heute gebrauchen können. 

das heißt natürlich nicht, daß wir uns nicht mit unseren feh- 
lern auseinandersetzen, aber wir versuchen, sie im politi- 
schen zusammenhang zu sehen, weil vieles auch genauso da- 
durch schief gelaufen ist, daß wir uns zu wenig bewußt ge- 
macht haben, wie sich die ganze situation verändert und was 
das für uns bedeutet. 

also oft viel zu starr und die augen nicht viel weiter als auf 
das gerichtet, was um uns herum passierte, scenestruktur! 

ganz grundsätzlich können wir von heute ausgehend sagen, 
daß es nach ’86 für alle kämpfe und bewegungen, die es bis 
dahin gab, um einen tieferen politischen einschnitt gegangen 
wäre, und das wurde von niemandem richtig begriffen. der 
widerstandsprozeß insgesamt, auch die politik der raf, war an 
einem bestimmten punkt angekommen, an dem es nicht mehr 
ausreichte, aus den alten erfahrungen und vorstellungen, 
dem, was bis dahin erkämpft, aber irgendwann auch ausge- 
schöpft war, nach einer fortführenden weiterentwicklung zu 
suchen. die grenzen davon, die haben alle auch gespürt, die 


‚innere antriebskraft, die aufbruchstimmung und entschlos- 


senheit, die es in der ersten hälfte der 80er jahre gab und total 
viel mobilisieren konnte, die war aufgebraucht. allenfalls in 
erfahrungen an einzelnen punkten und initiativen ist davon 
noch etwas durchgekommen, aber nicht mehr für den ganzen 
prozeß. | 

die situation war davon geprägt, daß die politischen zusam- 
menhänge quer durch die brd immer zersplitterter wurden 
und überhaupt die vereinzelung auch in unseren strukturen 
stark zunahm. statt uns unsere lage wirklich und als gemein- 
same bewußt zu machen und die gründe und ursachen dafür 
rauszukriegen, haben wir eher versucht, etwas aufrechtzuer- 
halten und. vorherige vorstellungen zu verlängern; für uns 
konkret hieß das z.b., daß wir daran festgehalten haben, den 
frontprozeß weiterzuentwickeln bzw. neu aufzubauen, weil 
es ihn ja faktisch nicht mehr gab. | 

uns besser organisieren, wieder handlungsfähig zu werden, 
darum drehten sich viele diskussionen, auch um dieser rück- 
zugsbewegung entgegenzusteuern, oder andere haben ge- 
dacht, daß dafür bundesweit besetzte häuser und zentren à la 
hafen entstehen müssen, worin auch der kampf um andere le- 
bensbedingungen wieder viel mehr ein gemeinsamer wird. 

aber aus allem, was versucht wurde, ist keine neue politi- 
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sche kraft entstanden, konnte so auch gar nicht im bruchlosen 
übergang und weil es keine vorstellung gab, wie die herr- 
schenden verhältnisse wirklich umgewälzt werden können. 

niemand hatte sie, und das wäre unser ausgangspunkt da- 
mals gewesen, aus der sich veränderten situation und aus un- 
seren erfahrungen die inhaltlichen ziele für den revolutionä- 
ren prozeß neu zu bestimmen. 

aus alledem, was wir vorher entwickelt und in bewegung 
gesetzt hatten, konnte nichts neues mehr entstehen, und damit 
meinen wir nicht, daß alles vorher falsch war, sondern daß 
wir hätten so rangehen müssen: so weit sind wir jetzt gekom- 
men, das ist unsere grundlage, und jetzt fängt eine neue 
kampfetappe an. 

alles, was danach kam, war ganz stark ein anrennen gegen 
die situation, die objektive und unsere eigene, ein sich durch- 
schlagen, und die immer größer werdende kluft zwischen 
dem, was alles notwendig gewesen wäre zu tun, und zu was 
wir in der lage waren, also was wir real hingekriegt haben, hat 
brutal auf die innere verfassung geschlagen und z.t. nur noch 
lähmung und hilflosigkeit erzeugt, weil sich viele immer 
schwerer vorstellen konnten, daß wir mit unseren kämpfen, 
unseren initiativen wirklich etwas erreichen. wir (also die 
meisten, die in dieser zeit schon länger politisch aktiv waren) 
hatten ja auch schon eine latte an erfahrungen hinter uns, wie 


der staat trotz starker und auch radikaler mobilisierungen und 


kämpfe über alles wegbretterte; zur stationierung oder da 
häuserräumungen in berlin, eine ganze lebensstruktur, die für 
viele eine anziehungskraft und perspektive vermittelte, platt- 
gemacht wurde, kam ’84, ’85 der hungerstreik der gefange- 
nen und auch da die erfahrung der harten linie des staates. 

das ging an niemandem spurlos vorüber, aber wir haben uns 
das damals viel zu wenig bewußt gemacht, zwar politisch gere- 
det, daß die kämpfe überall auf die gleiche grenze der staats- 
macht stoßen und nur im zusammenwirken aller politischen kräf- 
te etwas durchgesetzt werden kann, aber die tiefe wirkung, die 
das bei uns selbst, jeder/m einzelnen auslöste, da sind wir eher 
drüber weggegangen. 

dazu kam, daß die konfrontation insgesamt immer schärfer 
wurde, z.b. besetzte häuser, zentren wurden europaweit sofort 
geräumt, und der raum, den wir gebraucht hätten, um klarheit zu 
kriegen, neue ideen zu entwickeln, rauszukriegen und auszupro- 
bieren, den gab es nicht. 


also alles, wo wir initiativ wurden, stand sofort in dem konfron- 
tationsverhältnis, das der staat bestimmte. 

die repression gegen uns lief auf hochtouren, in münchen wur- 
de jede politische veranstaltung verboten oder auseinanderge- 
schlagen, ständige hausdurchsuchungen in vielen städten, die 
ganzen verhaftungen, die es ’86/87 gab, dann die hohen urteile 
auch gegen die gefangenen aus dem revolutionären widerstand, 
all dies hat dazu beigetragen, daß wir ständig gefordert waren zu 
reagieren und zu überlegen, was wir entgegensetzen können. die 
ganze lebenssituation, nicht nur unsere, war davon bestimmt, 
daß der staat jede produktive entwicklung, in der die menschen 
sich selbst die möglichkeit schaffen, ihr leben und alles, was da- 
zugehört, in die hand zu nehmen, von vornherein verhindern, 
also schon im keim ersticken wollte. 

jeder geselischaftliche widerspruch stieß sofort mit der ganzen 
macht zusammen, und der unvereinbare gegensatz zwischen 
dem imperialistischen system, das nur zerstörung produzierte, 
und den lebensinteressen der menschen wurde an jedem punkt 
frontal und sichtbar ; und das in globaler dimension. 

überall kam die auseinandersetzung zwischen imperialisti- 
scher herrschaft und befreiungskampf auf eine neue stufe, und 
für die befreiungsbewegungen im süden ging es genauso darum, 
ihre konzepte zu verändern, weil die alten keine greifbare per- 
spektive mehr aufzeigen konnten. 


das leid der menschen nahm ständig zu, die widersprüche po- 


tenzierten sich, und auf hungerrevolten gab es keine andere reak- 
tion als den einsatz von militär und noch mehr auflagen von iwf 
und weltbank. 
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unmittelbare veränderungen wurden immer dringender und 
gleichzeitig die macht, die dagegen stand, immer stärker. der 
bedarf des weltmarktes an menschlicher arbeitskraft wurde 
durch high-tech und umstrukturierung reduziert und dadurch 
viele regionen, vor allem in afrika, die menschen, die dort leben, 
dem verfall und dem hungertod ausgeliefert. inzwischen, also in 
den letzten vier, fünf jahren, sind die verhältnisse noch mehr es- 
kaliert, und aus der tatsache, daß wir, also die politischen und 
revolutionären bewegungen, weltweit den imperialistischen 
durchmarsch nicht aufhalten konnten und durch den zusammen- 
bruch des sozialistischen staatenbiocks noch die letzten fesseln 
gelöst wurden, sind wir heute mit dieser entwicklung konfron- 
tiert, die alles in die destruktion zieht, auch die zwischenmensch- 
lichen beziehungen. 

die frage, wie wir es schaffen, dieser entwicklung eine alterna- 
tive gegenüberzustellen, stellt sich immer dringender, der aus- 
gangspunkt ist heute wieder ein anderer als vor ein paar jahren, 
doch wir haben uns auch verändert. 

wir haben zwar noch kein konzept und wissen, daß wir uns nur 
schritt- und etappenweise aus dieser zugespitzicu situation her- 
auskämpfen können, aber wir können die dinge heute klarer se- 
hen, wir wissen, wovon wir ausgehen müssen und wie stark un- 
ser kampf noch werden muß, um grundsätzliche veränderungen 
zu erreichen, und die menschen rund um den globus wissen, daß 
sie vom kapitalismus nichts anderes zu erwarten haben als den 
tod, materielles oder seelisches dahinsiechen — beides ist exi- 
stenziell. 

viele werden sich daran erinnern, als george habash von der 
PFLP ’86/87 gesagt hat, wir brauchen raum und zeit ; fidel castro 
hatte es auch gesagt im zusammenhang zur forderung, den län- 
dern im süden die schuld zu erlassen, damit überhaupt wieder 
entwicklung möglich wird, daß sie eine atempause brauchen, 
und für uns wäre es auch notwendig gewesen, aber es gab sie nir- 
gendwo, und es gibt sie heute erst recht nicht. 

vieles muß jetzt gleichzeitig angepackt werden, der diskus- 
sionsprozeß, um neue grundlagen herzustellen, ist genauso 
wichtig wie die praktischen schritte dafür, und all das, was aus 
der konkreten situation ansteht zu tun, gegen den rassismus, ge- 
gen die wohnungsnot, für die unterstützung des kampfes der kur- 
den ..., muß auch getan werden. 

wir müssen überali präsent sein und politisch arbeiten, es kann 
einfach nicht so weitergehen, daß alles voneinander getrennt or- 
ganisiert und umgesetzt wird bis sogar gegeneinander gestellt. 

andreas vogel hat das in seiner rede in münster sehr klar darge- 
stellt, das trifft auch mit unserer sichtweise zusammen. (wer die- 
sen beitrag nicht kennt, sollte ihn lesen — im angehörigeninfo 
nr. 94 isterabgedruckt). 

wir kämpfen für eine lebensperspektive, das heißt, wir müssen 
gesellschaftliche ziele bestimmen, und wir müssen an einer in- 
ternationalen strategie arbeiten, denn es geht um einen weltwei- 
ten umwälzungsprozeß. 

dieser prozeß ist nur vorstellbar in vielen kämpfen, in gehen 
sich die menschen und völker die bestimmung über jeden gesell- 
schaftlichen bereich, über luft, land und wasser, über ressour- 
cen, produktionsmittel und über die globale politische entschei- 
dung aneignen und zurückerobern. 

d.h. wir müssen an jedem punkt darauf zielen, die absolute 
verfügungsgewalt des staates, der imperialistischen staaten über- 
haupt, einzudämmen und abzunehmen und gleichzeitig alterna- 
tiven erarbeiten, die für viele eine sichtbare, vorstellbare mög- 
lichkeit aufmachen, wie wir die verhältnisse in eine an den men- 
schen orientierte entwicklung umdrehen können. 


dafür muß sich jede/r einsetzen, der/die nicht bereit ist, sich da- 
mit abzufinden, daß das kapital über die mehrheit der weltbevöl- 
kerung drüberwalzt, die ganze erde zerstört und verseucht, um 
seine profitinteressen um jeden preis durchzuziehen. 

man braucht kein großer stratege zu sein, um zu sehen, daß alle 
probleme miteinander verknüpft sind, ob die umweltzerstörung 
und die dadurch hevorgerufenen sogenannten naturkatastrophen 
wie z.b. in bangladesh, die massenverelendung im süden, in ost- 


europa, der produzierte rassismus hier, die ausgrenzung von 
immer mehr menschen auch in den kapitalistischen metropolen- 
ländern und verdammung zu einem leben ohne perspektive. 
die katastrophalen auswirkungen ihrer weltordnung liegen di- 
rekt vor der haustür, und es gibt ein immer breiter werdendes 
bewußtsein darüber, daß es so nicht weitergehen darf, und zt. 
regelrechte fassungslosigkeit angesichts der absoluten ignoranz 
der herrschenden, die alles dafür tun, daß die menschen in eine 
objekts- und ohnmachtshaltung, ‚wir können doch sowieso 
nichts verändern‘‘, erstarren. das aufzubrechen und ein selbstbe- 
wußtsein über die eigenen möglichkeiten, fähigkeiten und kraft 
zu entwickeln, ist eine der wichtigsten aufgaben, die vor uns lie- 
gen. 
es ist aus jedem bereich möglich, einfluß auf die entwicklung 
zu nehmen, weil es sofort ums ganze geht, und daraus kann die 
möglichkeit einer globalen umwälzung auch vorstellbar werden. 
- wir müssen dafür ziele bestimmen und sie durchkämpfen. 
_ der kampf um die freiheit von uns allen findet da mittendrin 
statt, die raf und wir haben dafür den raum aufgemacht, aber wir 
wissen, daß ein politisches gegengewicht, um diesen raum zu be- 
stimmen, noch entstehen muß. 
als anfang des jahres durch kinkel überlegungen zur freilas- 
sung einiger gefangener öffentlich wurden, war das eine ent- 
scheidung, die die „‚koordinierungsgruppe terrorismusbekämp- 
fung“ (kgt) im umgang mit uns festgelegt hatte. 1 
die bedeutung davon ist nur aus der gesamten entwicklung bis 
heute zu begreifen. 
dazu gehört auch, daß die brd in ihrem streben zur weltmacht 
jede radikale politik im innern zerschlagen will. sie wollen ver- 
hindern, daß sich aus der zuspitzung der widersprüche ein politi- 
sierungsprozeß entwickelt, und das bedeutet für sie, das, was es 
gibt, auszulöschen und das, was entstehen kann, zu verhindern. 
daß es so ist, bekommen die leute, die zum weltwirtschaftsgipfel 
arbeiten, seit eine organisierung angefangen hat, immer wieder 
zu spüren. die gefangenen waren die ganzen jahre immer ein fak- 
tor in der politischen auseinandersetzung. | jeie 
sie haben, seit es die ersten gefangenen aus der raf gab, über 
die mittlerweile mehr als 20 jahre versucht, uns und die politik 
über die haftbedingungen zu vernichten. 
der kampf in den knästen stellt eine kontinuität dar wie kaum in 
einem anderen bereich-sonst, 10 große hungerstreiks sind es ge- 
wesen — gegen die von anfang an speziell entwickelten sonder- 
programme aus isolationshaft und verschärften haftbedingun- 
gen, sondergesetzen etc., neun von uns sind in diesem kampf ge- 
storben. 
dadurch ist eine realität geschaffen worden, die auch von ihnen 
nicht mehr einfach wegzuleugnen ist. 
nur soll sich daran in zukunft nichts mehr entwickeln können. 
die bedingungen, unter denen sie uns bisher nur rauslassen wol- 
len, zeigen, was sie damit im sinn haben, deutlich ; mit uns, dem 
revolutionären widerstand fertig zu werden und quasi festzu- 
schreiben, in welchem rahmen opposition nur noch möglich sein 
soll. a 
sie werden sicher versuchen, alles dran zu setzen, das auch zu 
erreichen, davon jedenfalls müssen wir und alle, die teil der mo- 
bilisierung, um unsere freiheit zu erkämpfen, sind, ausgehen. 
denn sowohl was die allgemeine zuspitzung betrifft, so auch 
unmittelbar zu uns, gehen wir nicht von grundlegenden verände- 
rungen in ihrem denken oder von mehr ‚„vernunft‘“ innerhalb 
einzelner fraktionen im apparat aus. 
genauso ist es ein trugschluß zu glauben, daß mit der entschei- 
dung der kgt eine für „politische lösungen‘ getroffen wurde. 
es bleibt so lange bloß ein anderer weg für dasselbe ziel — nach 
wie vor diejenigen auszuschalten, die eine grundsätzliche politik 
gegen den staat entwickeln und dafür einstehen —, wie der staat 
jetzt doch noch darauf setzt, daß wir uns ihrem gewaltmonopol 
unterwerfen. | 
gerichte sollen in einzelüberprüfungen darüber entscheiden 
(es sind übrigens jeweils dieselben senate, die schon einmal mit 
brutal hohen urteilen aus wilden konstruktionen über uns ent- 
schieden haben). daß sie dabei auch darauf aus sind, unsere ge- 


schichte der offiziellen geschichtsschreibung zu überlassen und 
wir die voraussetzung erfüllen sollen, indem wir unsere eigene 


; wegschmeißen, ist in diesem zuammenhang ein teil — aber nicht 
unbedingt der springende punkt. SE 


was das konkret sein soll, braucht man sich ja nur mal anguk- 
ken an den sogenannten ,, gewaltverzichtserklärungen‘“, anhand 
der frage, „ob wir weiterhin gewalt zur durchsetzung politischer 
ziele anwenden werden“ und „glaubhaft machen, ein straffreies 
leben zu führen‘“, 

das sind also bedingungen, die ihnen zusichern sollen, daß sie 
in zukunft widerstandslos ihre projekte auch gegen gesellschaft- 
liche interessen durchziehen können. 

wir meinen, daß diese bedingungen in ihrer substanz alle an- 
gehen, die hier um gesellschaftliche veränderungen kämpfen, in 
widerstandsprozessen organisiert sind und die die realität hier 
tagtäglich zu spüren bekommen, wenn häuser geräumt werden, 
veranstaltungen zur mobilisierung eines politischen kongresses 
gegen den weltwirtschaftsgipfel durch massive bullenpräsenz 
verhindert werden, ausländische menschen auf offener straße 


verprügelt und sogar totgeprügelt werden und kinder in ihren 


betten verbrennen können. 

außerdem noch in einer zeit, in der die herrschenden wieder 
darauf setzen, ihre ziele durch militärische einsätze wieder aus 
der brd heraus weltweit durchsetzen zu können, oder wurde erst 
kürzlich beschlossen, auch weiterhin diejenigen ‚strafrechtlich 
zu verfolgen, die widerstand durch blockaden gegen die statio- 
pierung der pershing- und ms-raketen geleistet haben. 

das läuft darauf hinaus, daß überhaupt niemand sich mehr 
wehren soll. 

es ist überall zu sehen, die herrschenden treiben den destrukti- 
ven prozeß immer tiefer in die gesellschaft hinein, indem sie 
nichts mehr zulassen als entweder mitzumarschieren oder aus 
der gesellschaft rauszufliegen, probleme werden allenfalls ma- 
nagerartig verwaltet, und eine politische auseinandersetzung 
über notwendige alternativen zur lösung gesellschaftlicher pro- 
bleme werden von ihnen in allen bereichen blockiert. | 
‚aus allen erfahrungen, die hunderte mittlerweile aus 20 jahren 
linker und revolutionärer politik gesammelt haben, kann heute 
vielleicht sogar grundsätzlicher eine verbindung hergestellt wer- 
den, in der die trennungen, die es aus den unterschiedlichen an- 
sätzen und bereichen, in denen leute gearbeitet haben, gab, auf- 
gehoben sind. es gibt sie aus der objektiven situation immer we- 
niger. 

dadurch kann in der auseinandersetzung jetzt auch ein. bruch 
im bisherigen umgang mit uns aus repression und gewalt, wie sie 
proteste zerschlagen haben und über sämtliche widersprüche 
hinwegwalzen, ihre ignoranz gegenüber den interessen der men- 
schen, erkämpft werden. 

der zieht sich aus der langen tradition seit dem bestehen der 
brd, vom kpd-verbot bis heute, ungebrochen durch. 

von anfang an ist der kern staatlicher politik gewesen, repres- 
sion und herrschaft gegen jeden aufbruch, in dem alternativen 
greifbar wurden, zu setzen. | 

unsere erfahrungen aus allen bewegungen, die es in den letzten 
l0 jahren gegeben hat, belegen das. 

heute sind es gar nicht mehr nur einzelne politische gruppen 
oder zusammenhänge, die mit dieser haltung konfrontiert sind. 
es geht vielmehr gegen jede art der selbstorganisierung, die von 
ihnen blockiert und verhindert wird, da, wo menschen aus ihrer 
lage heraus in ganz anderen bereichen versuchen, sich bessere 
bedingungen zu schaffen. es sind zwar andere mittel, aber es 
wird z. b. durch kohlestreichung der aidshilfe und forschung den 
drogenberatungen und gruppen, die an der obdachlosigkeit ar- 
beiten usw., mehr und mehr der boden entzogen. $3 

der staat hat für keines der probleme, ob es die globalen sind 
oder die in der gesellschaft, lösungen, aber das monopol, über 
alles zu bestimmen. daß es so ist, versuchen sie gerade an uns un- 
ter beweis zu stellen. 

aus diesem zusammenhang heraus denken wir auch, daß sich 
in der auseinandersetzung um unsere freiheit zeigen wird, ob 
jetzt die möglichkeit einer anderen entwicklung erkämpft wird 
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oder nicht, und das wird sich auf jeden konflikt zwischen gesell- 
schaft und staat auswirken, indem wir ihnen in einem gesell- 
schaftlichen prozeß stück für stück dieses monopol entreissen 
und lösungen entwickeln, die sich an den interessen und bedürf- 
nissen der menschen orientieren. 

8.6.92 gabi und sigrid 


Hungerstreik gegen Isolationshaft 


Seit dem 2.7.92 befindet sich der Gefangene Alfonso Fernan- 
dez Villar in der Justizvollzugsanstalt Bielefeld im unbefriste- 
ten Hungerstreik gegen seine Isolation im Hochsicherheits- 
trakt. Er fordert seine Verlegung in den sogenannten „Nor- 
malvollzug‘“. Nach einem Monat ohne Nahrungsaufnahme ist 
er bereits sehr geschwächt und sein Gesundheitszustand kri- 
tisch. Seit seiner Ankunft im Bielefelder Knast vor einem Jahr 
unterliegt Alfonso Fernandez Villar der zerstörerischen Isola- 
tionshaft. Die Einzelisolation führt zu schweren körperlichen 
und psychischen Schäden und ist deshalb als Folter geächtet. 
Die BRD hat die entsprechenden UN-Resolutionen gegen 
unmenschliche Behandlung im Gefängnis unterzeichnet. Un- 
geachtet dessen wendet sie seit 20 Jahren die Isolationshaft als 
Unterdrückungsinstrument gegen politische und andere Ge- 
fangene an, die sich dem Knastregime nicht blind unterwer- 
fen. 

Alfonso Fernandez Villar befindet sich als einziger Strafge- 
fangener ım Bielefeider Hochsicherheitstrakt. Ansonsten sit- 
- zen dort kurzfristig Untersuchungshäftlinge ein. Auch im üb- 
rigen unterliegt er einer besonderen Haftsituation: Wie die 
politischen Gefangenen untersteht er der direkten Kontrolle 
der Anstaltsleitung. 

Am heutigen Montag soll die stellvertretende Anstaltsleite- 
rin über Alfonso Fernandez Villars Forderung entscheiden. 

Im Bielefelder Knast haben die gefangenen Frauen Unter- 
. schriften zur Unterstützung des Hungerstreiks gesammelt. 
Und auch wir wollen zeigen, daß Alfonso Fernandez Villar 
‚ nicht alleine steht, und protestieren deshalb heute vor dem zu- 
ständigen Justizministerium in Düsseldorf. Wir verlangen ein 
Gespräch mit den politisch Verantwortlichen. 

Wir fordern auch alle anderen, die den unmenschlichen Zu- 
ständen in den bundesdeutschen Knästen nicht gleichgültig 
gegenüberstehen, dazu auf, sich für die Forderung des Hun- 
gerstreikenden einzusetzen. 

— Aljonso Fernandez Villar muß raus aus dem Isolations- 
trakt! 

— Schließung aller Isolationstrakte ! 

— Freilassung aller Haftunfähigen ! 

— Freiheit für alle politischen Gefangenen! 
Unterstützungskomitee Köln, 3.8.92 


Mit diesem Flugblatt sind fünf Menschen aus Köln vor das Ju- 
stizministerium in Düsseldorf gezogen. Sie erreichten dort 
ein Gespräch, bei dem ihnen zugesichert wurde, die Bielefel- 
der Anstaltsleiterin anzurufen. Am selben Tag noch telefo- 
nierten die GenossInnen noch mit der Knastleiterin, erfuhren 
dabei, daß noch kein Anruf aus Düsseldorf gekommen sei. 
Auf Nachfrage wegen der Situation von Alfonso Fernandez 


Villar meinte sieu.a., er sei nicht in Isolationshaft, da er doch 
am Tag eineinhalb Stunden Hofgang habe und eine Stunde 
Fernsehen usw. 

Das Unterstützungskomitee ruft dazu auf, in seinem Namen 
bei der Anstaltsleiterin, Frau Bricksberger, anzurufen und 
nachzufragen (Tel. : 0521/48960). In Bielefeld hatte es letz- 
te Woche sogar noch eine kleine spontane Knastkundgebung 
gegeben. Schreibt Alfonso Solidaritätskarten! Seine Adresse 
ist: Umlostr. 100, 4800 Bielefeld 14. 

Kontaktadresse: Unterstützungskomitee, c/o Infoladen, 
Ludolf-Camphausenstr. 36, 5000 Köln 1. 


Prozeßiermine 


Prozeß gegen Ralfund Knud 
Die Sommerpause ist vorbei. Die nächsten Termine im Pro- 
zeß gegen Ralf Gauger und Knud Andresen vor dem Landge- 
richt in Itzehoe finden statt am 18.8, 31.8., jeweils um 9.30 
Uhr. Treffpunkt in Hamburg ist um 8 Uhr an der Sternschan- 
ze (Autos mitbringen!). Infotreffen zum Prozeß: montags 
von 18 - 19 Uhr in der VoKü der Flora (rot). 

Postadresse der Solidaritätsgruppe Ralf und Knud: c/o 
Schwarzmarkt, Kleiner Schäferkamp 46, 2000 Hamburg 36. 


„Rheinbach-Prozeß‘“ gegen Heinz-Günther Funk 

Nach der Dachbesetzung im Knast Rheinbach im Sommer 
letzten Jahres wurde Heinz-Günther Funk nach Bielefeld 
zwangsverlegt und dort der Isolationshaft unterworfen. Ein 
Prozeß gegen ihn wegen der damaligen Aktion, an der sich 
zahlreiche Gefangene beteiligt hatten (ähnliche Aktionen ge- 
gen die Haftbedingungen gab es auch in Hamburg //Santa Fu 
und in Straubing), ist nun für den 19. August angesetzt. Wei- 
tere Termine sind am 21.8., 26.8., 28.8., jeweils um 9 Uhr 
im Landgericht Bonn, Saal 13b. Noch ist nicht klar, ob noch 
andere Gefangene wegen der Dachbesetzung in diesem Pro- 
zeß angeklagt werden. Solidarisiert Euch mit Heinz-Günther 
Funk und den anderen Dachbesetzern! Kommt zum Prozeß! 
Kontakt: Initiativkreis Gefangenenarbeit, Lessingstr. 18, 
4600 Dortmund 1, Tel. : (0231) 827000. 


Korrektur zum Spendenaufruf für einen Ä 
2. Wahlverteidiger im Prozeß gegen Christian Klar 


Im letzten Info haben wir auf Seite 2 einen Spendenaufruf ver- 
öffentlicht, der leider eine falsche Information enthält. Darin 
hieß es, daß bei Knut Folkerts in seinem Prozeß in Stamm- 
heim im Sommer 1980 ein zweiter Wahlverteidiger nicht ver- 
pflichtet worden sei, weil er nicht aus der Gegend des OLG 
Stuttgart, sondern aus Hamburg kam. Tatsächlich war es je- 
doch so gewesen, daß für Knut überhaupt kein Anwalt ver- 
pflichtet wurde, er also faktisch ohne Verteidigung im Prozeß 
war. Nur zu Anfang des Prozesses konnte sein Hamburger 
Anwalt — ermöglicht durch Spenden — nach Stammheim 
fahren. Knut war dann während der gesamten Verhandlung 
nicht anwesend und wurde nur von zwei vom OLG verpflich- 
teten Anwälten ‚‚vertreten‘“. 
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